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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuer- 
gesetzen (V erbrauchsteueränderungsgesetz) 

- Drucksache 3362 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
Verbraudisteuergesetzen 
(Verbrauchsteueränderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Folgende Verbrauchsteuergesetze werden 
geändert und ergänzt: 


ERSTER ABSCHNITT 
Kaffeesteuergesetz 

Das Kaffeesteuergesetz vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S . 708) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. § 1 Abs. 4 Satz 1 erhält die folgende Fas- 
4 sung: 

„Der Kaffeesteuer unterliegt Kaffee, der 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes mit 
Ausnahme der Zollausschlüsse (Erhebungs- 
gebiet) eingeführt wird.“ 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
V erbrauchsteuer gesetzen 
(Verbrauchsteueränderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Folgende Verbraudisteuergesetze werden 
geändert und ergänzt: 


ERSTER ABSCHNITT 
Kaffeesteuergesetz 

Das Kaffeesteuergesetz vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 708) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. unverändert 


2. § 3 erhält die folgende Fassung; 
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Entwurf 
»§ 3 

Steuerschuld, Steuerschuldner, Steuerver- 
fahren und Steuerbefreiungen 

(1) Bei der Kaffeesteuer gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgeben- 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit, den Zah- 
lungsaufschub und die Tilgung der Steuer- 
schuld, für das Steuerverfahren und für 
die Freihäfen die Vorschriften für Zölle 
entsprechend. 

(2) Kaffee ist von der Steuer befreit, 
wenn er unter Voraussetzungen in das Er- 
hebungsgebiet eingeführt wird, unter de- 
nen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zoll- 
gesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 


ZWEITER ABSCHNITT 
Teesteuergesetz 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 710) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. § 1 Abs. 4 Satz 1 erhält die folgende Fas- 
♦ sung: 

„Der Teesteuer unterliegt Tee, der in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes mit Aus- 
nahme der Zollausschlüsse (Erhebungsge- 
biet) eingeführt wird.‘‘ 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 3 

Steuerschuld, Steuerschuldner, Steuer- 
verfahren und Steuerbefreiungen 

(1) Bei der Teesteuer gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für den für die Be- 
messung der Steuerschuld maßgebenden 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit, für den Zah- 
lungsaufschub und die Tilgung der Steu- 
erschuld, für das Steuerverfahren und für 
die Freihäfen die Vorschriften für Zölle 
entsprechend. 

(2) Tee ist von der Steuer befreit, wenn 
er unter Voraussetzungen in das Erhe- 
bungsgebiet eingeführt wird, unter denen 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
4 3 

Steuerschuld, Steuerschuldner, Steuerver- 
fahren und Steuerbefreiungen 

(1) Bei der Kaffeesteuer gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuersdiuldners, für die persön- 
liche Haftung, für den für die Bemessung 
der Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für die Fälligkeit, den Zahlungsaufschub 
und die Tilgung der Steuerschuld, für das 
Steuerverfahren und für die Freihäfen die 
Vorschriften für Zölle entsprechend. 

(2) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 
Teesteuergesetz 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 710) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. unverändert 


2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

4 3 

Steuerschuld, Steuerschuldner, Steuer- 
verfahren und Steuerbefreiungen 

(1) Bei der Teesteuer gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für die persön- 
liche Haftung, für den für die Bemessung 
der Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für die Fälligkeit, für den Zahlungsauf- 
schub und die Tilgung der Steuerschuld, 
für das Steuerverfahren und für die Frei- 
häfen die Vorschriften für Zölle entspre- 
chend. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zollge- 
setzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 


DRITTER ABSCHNITT 
Zudcersteuergesetz 

Das Zudkersteuergesetz vom 26. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1251) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. Die Überschrift des § 4 erhält die folgende 
^ Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

2. § 4 Abs. 3, die Absatzbezeichnung „(1)" 
^ in § 6, § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 werden 

gestrichen. 

3. In § 7 erhält Absatz 3 die Absatzbezeich- 
^ nung „(2)“. 

4. Nach § 7 wird folgender § 7a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebi et 

§ 7a 

(1) Bei Einfuhr von Zucker, Zucker- 
waren und zuckerhaltigen Waren in das 
Erhebungsgebiet gelten für die Entste- 
hung der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemes- 
sung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung 
der Steuerschuld und für das Steuerver- 
fahren die Vorschriften für Zölle entspre- 
chend. Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Waren 
sind von der Steuer befreit, wenn sie un- 
ter Voraussetzungen in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt werden, unter denen 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zoll- 
gesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 

5. § 13 Nr. 3 erhält die folgende Fassung: 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


DRITTER ABSCHNITT 
Zuckersteuergesetz 

Das Zuckersteuergesetz vom 26. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1251) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. Nach § 7 wird folgender § 7 a neu ein- 
♦ gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 7a 

(1) Bei Einfuhr von Zucker, Zucker- 
waren und zuckerhaltigen Waren in das 
Erhebungsgebiet gelten für die Entste- 
hung der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für die persönliche Haf- 
tung, für den für die Bemessung der 
Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, für 
die Fälligkeit und die Tilgung der Steuer- 
schuld und für das Steuerverfahren die 
Vorschriften für Zölle entsprechend. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 


5. § 13 Nr. 1 und 3 erhalten die folgende 
^ Fassung: 

„1. die Begriffe des § 1 Abs. 1, 2 und 3 
und der §§ 4 und 5 zu erläutern, in 
den Freihäfen den Verbrauch von un- 
versteuertem Zucker und den Ver- 
brauch von Waren, bei deren Ausfuhr 
die Steuer für den bei ihrer Herstel- 
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Entwurf 


3. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 6), die Entrichtung der Steuer (§ 7) 
und die Einfuhr (§ 7a) anzuordnen 
sowie Bestimmungen über das anzu- 
wendende Verfahren zu erlassen,“. 


VIERTER ABSCHNITT 
Salzsteuergesetz 

Das Salzsteuergesetz in der Fassung vom 
23. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1969): 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Salz (Chlornatrium), das im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes zur Änderung 
von Verbrauchsteuergesetzen vom . . . . 

(Bundesgesetzbl. I ) mit Ausnahme 

der Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) her- 
gestellt oder in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt wird, unterliegt einer Abgabe 
(Salzsteuer). Die Salzsteuer ist eine Ver- 
brauchsteuer im Sinne der Reichsabgaben- 
ordnung.“ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
^ gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 3, die Absatzbezeichnung „(1)“ 
^ in § 4 und § 4 Abs. 2 werden gestrigen. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Salz in das Er- 
hebungsgebiet gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld, für die Person des 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

lung verwendeten Zucker erlassen 
oder vergütet worden ist, zu verbie- 
ten und andere Zollausschlüsse als die 
Freihäfen in das Erhebungsgebiet ein- 
zubeziehen, 

3. unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 
Salzsteuergesetz 

Das Salzsteuergesetz in der Fassung vom 
23. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1969): 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu einge- 
♦fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5 a 

(1) Bei der Einfuhr von Salz in das Er- 
hebungsgebiet gelten für die Entstehung der 
Steuerschuld, für die Person des Steuer- 
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Entwurf 

Steuersdiuldners, für den für die Bemessung 
der Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für die Fälligkeit und die Tilgung der 
Steuerschuld und für das Steuerverfahren 
die Vorschriften für Zölle entsprechend. 
Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Salz ist von der Steuer befreit, 
wenn es unter Voraussetzungen in das 
Erhebungsgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wircf.“ 

6. § 6 erhält die folgende Fassung: 

„Steuerbefreiung 

§ 6 

(1) Salz darf unversteuert unter Steuer- 
aufsicht 

1. ausgeführt werden, und zwar auch über 
ein Ausfuhrlager, 

2. in einen anderen Herstellungsbetrieb 
verbracht werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung anordnen, 
daß 

l.Salz von der Steuer befreit wird, das 
zum Salzen von Heringen und ähn- 
lichen Fischen oder das zu anderen 
Zwecken als zur Herstellung oder Be- 
reitung von Lebens- oder Genußmit- 
teln verwendet wird, 

2. von der Steuer befreites Salz zum Ge- 
nuß untauglich zu machen (zu vergäl- 
len) ist." 

7. Nach ^ 6 werden folgende §§ 6 a und 6 b 
^ eingefügt: 

„Erstattung der Steuer 

§ 6 a 

Die Steuer wird auf Antrag für Salz 
erstattet, das der Hersteller nachweislich 
in seinen Betrieb zurückgenommen hat. 

Steuervergütung 

§ 6b 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung an- 
zuordnen, daß bei der Ausfuhr von Er- 
zeugnissen, zu deren Herstellung versteu- 
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Schuldners, für die persönliche Haftung, für 
den für die Bemessung der Steuerschuilld maß- 
gebenden Zeitpunkt, für die Fälligkeit und 
die Tilgung der Steuerschuld und für das 
Steuerverfahren die Vorschriften für Zölle 
entsprechend. Zahlungsaufschub ist unzuläs- 
sig. 

(2) unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 
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Entwurf 

ertes Salz verwendet worden ist, die 
Steuer für das verwendete Salz vergütet 
wird.“ 

8. Nach § 10 wird folgender § 10 a neu ein- 
gefügt: 

„Durchführung 
§ 10 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1 . die Begriffe des § 1 zu erläutern, 
in den Freihäfen den Verbrauch von 
unversteuertem Salz und den Ver- 
brauch von Waren, bei deren Ausfuhr 
die Steuer für das bei ihrer Herstellung 
verwendete Salz erlassen oder vergütet 
worden ist, zu verbieten und Zollaus- 
schlüsse (§5 des Zollgesetzes) in das 
Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 4), die Entrichtung der Steuer (§ 5), 
die Einfuhr (§ 5 a), die Steuerbefrei- 
ung (§ 6), die Steuererstattung (§ 6 a) 
und über die Steuervergütung (§ 6 b) 
anzuordnen sowie Bestimmungen über 
das anzuwendende Verfahren zu er- 
lassen, 

3. die näheren Vorschriften zur Durch- 
führung der Steueraufsicht (§§ 7 und 8) 
zu erlassen und die in §§ 191 und 192 
der Reichsabgabenordnung vorgesehe- 
nen Bestimmungen zu treffen.“ 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Gesetz über das Branntweinmonopol 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) 
in der zur Zeit geltenden Fassung: 

1. § 2 erhält die folgende Fassung: 

4 2 

Monopolgebiet ist das Zollgebiet, so- 
weit in ihm das Branntweinmonopol 
nach diesem Gesetz durchgeführt wird. 
Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Zollausschlüsse in das Monopolgebiet ein- 
zubeziehen.“ 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


8. Nadi § 10 wird folgender § 10 a neu ein- 
♦ gefügt: 

„Durchführung 
§ 10 a 

Der Bunidesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 und des § 3 zu er- 
läutern, in den Freihäfen den Verbrauch 
von unversteuertem Salz und den Ver- 
brauch von Waren, bei deren Ausfuhr 
die Steuer für das bei ihrer Herstellung 
verwendete SaJz erlassen oder vergütet 
worden ist, zu verbieten und andere 
Zollausschlüsse als die Freihäfen in dais 
Erhebungsgebiet einzübcziehen, 

2. unverändert 


3. unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Gesetz über das Branntweinmonopol 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) 
in der zur Zeit geltenden Fassung: 

1. § 2 erhält die folgende Fassung: 

4 2 

Monopolgöbiet ist das Zollgebiet, so- 
weit in ihm das Branntweinmonopol nach 
diesem Gesetz durchgeführt wird. Der 
Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rech tsverordnung andere 
ZoHausschlüsse als die Freihäfen in das 
Monopolgebiet einzubeziehen.“ 


7 



Entwurf 

2. § 151 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

4151 

Bei der Einfuhr in das Monopolgebiet 
unterliegen Branntwein, weingeisthaltige 
Erzeugnisse, Äther und ätherhaltige Er- 
zeugnisse einer der Belastung des Inländi- 
schen Branntweins entsprechenden Abga- 
be (Monopolausgleich). Das gleiche gilt In 
den Fällen des § 69 Abs. 1 Nr. 39 bis 43 
des Zollgesetzes auch für Waren, die 
Branntwein nicht mehr enthalten, wenn 
bei der Ausfuhr aus dem Monopolgebiet 
Vergünstigungen nach § 105 gewährt 
worden sind. 

Der Monopolausgleich ist eine Ver- 
braudisteuer Im Sinne der Reichsabgaben- 
ordnung.“ 

3. In § 152 ist folgender Absatz 3 neu an- 

^ zufügen: 

„Soweit Vergünstigungen nach § 105 
gewährt worden sind, ist in den Fällen 
des § 69 Abs. 1 Nr. 39 bis 43 des Zoll- 
gesetzes der Monopolausgleich in Höhe 
der gewährten Ausfuhrvergütung oder 
In Höhe des Unterschiedes zwischen dem 
gezahlten Ausfuhrpreis und dem regel- 
mäßigen oder dem ermäßigten Verkauf- 
preis zu erheben, der im Zeitpunkt der 
Entstehung der Monopolausgleichschuld 
gilt." 

4. § 154 erhält die folgende Fassung: 

4154 

Für die Entstehung der Monopolaus- 
gleichschuld, für die Person des Monopol- 
ausgleichschuldners, für den für die Be- 
messung der Monopol ausglelchsdhuld 
maßgebenden Zeitpunkt, für die Fällig- 
keit und die Tilgung der Monopolaus- 
gleichschuld und für das Steuerverfahren 
gelten die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. 

Die in § 151 genannten Erzeugnisse 
sind vom Monopolausgleich befreit, wenn 
sie unter Voraussetzungen in das Mono- 
polgebiet eingeführt werden, unter denen 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zoll- 
gesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 154 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

4 154 

Für die Entstehung der Monopolaus- 
gleichschuld, für die Person des Mono- 
polausgleichschuldners, für die persön- 
liche Haftung, für den für die Bemessung 
der Monopolausgleichschuld maßgeben- 
den Zeitpunkt, für die Fälligkeit und die 
Tilgung der Monopolausgleichschuld und 
für das Steuerverfahren gelten die Vor- 
schriften für Zölle entsprechend. 

Die in § 151 genannten Erzeugnisse 
sind vom Monopolaus gleich befreit, wenn 
sie unter Voraussetzungen in das Mono- 
polgebiet eingeführt werden, unter denen 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zollge- 
setzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 
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Entwurf 

5. § 155 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

4 155 

In den Freihäfen ist der Verbrauch von 
unversteuertem Branntwein und der Ver- 
brauch von weingeisthaltigen Erzeugnissen, 
Äther und ätherhaltigen Erzeugnissen, zu 
deren Fiersteilung unversteuerter Brannt- 
wein verwendet worden ist, verboten. 
Das gleiche gilt für Branntwein, wein- 
geisthaltige Erzeugnisse, Äther und äther- 
haltige Erzeugnisse, wenn bei der Aus- 
fuhr aus dem Monopolgebiet Vergünsti- 
gungen nach § 105 gewährt worden sind. 
Das Verbot gilt nicht in den Fällen, in 
denen auch im Monopolgebiet Brannt- 
wein von der Steuer befreit ist oder in 
denen der Verbrauch unverzollten Brannt- 
weins in den Zollausschlüssen als Schiffs- 
bedarf besonders zugelassen ist." 

6. § 157 wird gestrichen. 

♦ 

7. Nach § 161 wird folgender § 161a neu 
eingefügt: 

161 a 

Bei der Einfuhr von Essigsäure in das 
Monopolgebiet gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemes- 
sung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung 
der Steuerschuld und für das Steuerver- 
fahren die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. Zahlungsaufschub ist unzuläs- 
sig. Essigsäure ist von der Steuer befreit, 
wenn sie unter Voraussetzungen in das 
Monopolgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird," 


8. § 164 erhält die folgende Fassung: 

4 164 

Steuerschuldner ist in den Fällen des 
§ 160 Abs. 1 Nr. 1 der, für dessen Rech- 
nung die Essigsäure in den freien Ver- 
kehr übergeht; der Inhaber des Herstel- 
lungsbetriebs haftet für die Steuer, so- 
weit er nicht Steuerschuldner ist." 
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5. unverändert 


6. unverändert 

7. Nach § 161 wird folgender § 161 a neu 
^ eingefügt: 

„§ 161 a 

Bei der Einfuhr von Essigsäure in das 
Monopolgebiet gelten für die Entstehung 
tder Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für die persönliche 
Haftung, für den für die Bemessung der 
Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, für 
die Fälligkeit und die Tilgung der Steuer- 
schuld und für das Steuerverfahren die 
Vorschriften für Zölle entsprechend. 

Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

Essigsäure ist von der Steuer befreit, 
wenn sie unter Voraussetzungen in das 
Monopolgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird." 

8. u n V e r ä n d e r t 
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Entwurf 

9. § 164 a erhält die folgende Fassung: 

♦ 

4 164 a 

Der Steuerschuldner hat in den Fällen 
des § 160 Abs. 1 Nr. 1 die Steuer bis zum 
fünfundzwanzigsten Tag des Monats zu 
entrichten, der auf den Monat folgt, in 
dem die Steuerschuld entstanden ist. 

Zahlungsaufschub ist unzulässig.“ 

10. § 167 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 167 

In den Freihäfen ist der Verbrauch von 
unversteuerter Essigsäure verboten. Das 
Verbot gilt nicht in den Fällen, in denen 
auch im Monopolgebiet Essigsäure von 
der Steuer befreit ist oder in denen der 
Verbrauch von unverzollter Essigsäure in 
den Zollausschlüssen als Schiffsbedarf be- 
sonders zugelassen ist.“ 

11. Die §§ 170 Abs. 2, 172 und 176 werden 

^ gestrichen. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Schaumweinsteuergesetz 

Das Schaumweinsteuergesetz vom 1. No- 
vember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 730): 

1. § 1 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Der Schaumweinsteuer unterliegt 
Schaumwein, der im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes mit Ausnahme der Zollaus- 
schlüsse (Erhebungsgebiet) hergestellt 
oder in das Erhebungsgebiet eingeführt 
wird.“ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
^ gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

34 ^ wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

4. Die Absatzbezeichnung „(1)“ in § 4, § 4 
^ Abs. 2 und § 6 Abs. 3 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
9. unverändert 


10. unverändert 


1 1 . u n V e r ä n d e r t 

12. In § 1 Nr. 3, § 3 Abs. 1 Satz 1 und ^ 99 
^ Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „aus dem 

Ausland“ gestrichen. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Schaumweinsteuergesetz 

Das Schaumweinsteuergesetz vom 1. No- 
vember 1952 (Bundesgesetzibl. I S. 730): 

1. unverändert 


2. u n V e r ä n d e r t 

3. unverändert 

4. unverändert 
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5. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 6 a 

(1) Bei der Einfuhr von Schaumwein 
in das Erhebungsgebiet gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgeben- 
den Zeitpunkt, für die Fälligkeit, für den 
Zahlungsaufschub und die Tilgung der 
Steuersdiuld und für das Steuerverfahren 
die Vorschriften für Zölle entsprechend. 

(2) Schaumwein ist von der Steuer be- 
freit, wenn er unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt wird, un- 
ter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erho- 
ben wird.“ 

6. § 9 erhält die folgende Fassung: 

4 9 

Soweit Hersteller von Schaumwein im 
Rechnungsjahr mehr als 75 vom Hundert 
inländischen Grundwein auf Trauben- 
schaumwein verarbeiten, erhalten sie auf 
Antrag für die Menge Schaumwein, die 
dem 75 vom Hundert übersteigenden 
Verbrauch inländischer Grundweine ent- 
spricht, eine Steuererstattung von 0,50 
DM je 1/1 Flasche.“ 

7. In § 10 Abs. 2 werden die Worte „und 

^ der Gemeindegetränkesteuerordnung“ ge- 
strichen. 

8. Nach § 13 wird folgender § 13 a neu ein- 
gefügt; 

„Durchführung 
§ 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

l.die Begriffe des § 1 und des § 3 zu 
erläutern, in den Freihäfen den Ver- 
brauch von unversteuertem Schaum- 
wein oder von Erzeugnissen, zu deren 
Herstellung unversteuerter Schaum- 
wein verwendet worden ist, zu verbie- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

5. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu ein- 

♦ gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 6 a 

(1) Bei der Einfuhr von Schaumwein 
in das Erhebungsgebiet gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für die persön- 
liche Haftung, für den für die Bemessung 
der Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für die Fälligkeit, für den Zahlun^gsauf- 
schub und die Tilgung der Steuerschuld 
und für das Steuerverfahren die Vor- 
ischriften für Zölle entsprechend. 

(2) unverändert 


6. u n V e r ä n d e r t 


7. u n V e r ä n d e r t 


8. Nach § 13 wird folgende § 13 a neu ein- 
♦ ■gefügt: 

„Durchführung 
§ 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1 . die Begriffe des § 1 unid des § 3 zu er- 
läutern, in den Freihäfen den Ver- 
brauch von unversteuertem Schaum- 
wein oder von Erzeuignissen, zu deren 
Herstellung unversteuerter Schaum- 
wein verwendet worden ist, zu ver*bie- 
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ten und Zollausschlüsse (§ ^ des Zoll- 
gesetzes) in das Erhebungsgebiet einzu- 
beziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 5), die Entrichtung der Steuer (§ 6), 
die Einfuhr (§ 6 a), die Steuererstattung 
(§§ 8 und 9) anzuordnen sowie Bestim- 
mungen über das anzuwendende Ver- 
fahren zu erlassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsicht (§§ 11 und 12) zu erlas- 
sen und die in §§ 191 und 192 der 
Reichsabgabenordnung vorgesehenen 
Bestimmungen zu treffen.“ 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Zündwarensteuergesetz 

Das Zündwarensteuergesetz vom 26. Ja- 
nuar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 92) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

^ „(1) Zündwaren, die im Geltungsbe- 

reich dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, unterliegen einer Abgabe 
(Zündwarensteuer). Die Zündwarensteuer 
ist eine Verbrauchsteuer im Sinne der 
Reichsabgabenordnung. “ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
^ gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 3, die Absatzbezeichnung „(1)“ 
^ in § 4, § 4 Abs. 2 und § 5 Abs. 2 wer- 
den gestrichen. 

4. Der bisherige Absatz 3 des § 5 wird 
^ Absatz 2. 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Zündwaren in 
das Erhebungsgebiet gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für den für die Be- 
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ten und andere Zollausschlüsse als 
die Freihäfen in das Erhebungsgebiet 
einzubeziehen, 

2. unverändert 


3. unverändert 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Zündwarensteuergesetz 

Das Zünjdwarensteuergesetz vom 26. Ja- 
nuar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 92) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu einge- 
♦ fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erheb ungs g eb ie t 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Zündwaren in 
das Erhebungsgebiet gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für die persönliche 


12 



Entwurf 

messung der Steuerschuld maßgebenden 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit und die Til- 
gung der Steuerschuld und für das Steuer- 
verfahren die Vorschriften für Zölle 
entsprechend. Zahlungsaufschub ist un- 
zulässig. 

(2) Zündwaren sind von der Steuer be- 
freit, wenn sie unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt werden, 
unter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 
bis 38 des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht 
erhoben wird/* 

6. § 12 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 


„2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 4), die Entrichtung der Steuer (§ 5) 
und die Einfuhr (§ 5 a) anzuordnen 
sowie Bestimmungen über das anzu- 
wendende Verfahren zu erlassen,“. 


ACHTER ABSCHNITT 

Leuchtmittelsteuergesetz 

Das Leuchtmittelsteuergesetz in der Fas- 
sung vom 6. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1726): 

1. In § 1 erhalten die Absätze 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„(1) Leuchtmittel, die im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, unterliegen einer Abgabe 
(Leuchtmittelsteuer). Die Leuchtmittel- 
steuer ist eine Verbrauchsteuer im Sinne 
der Reichsabgabenordnung. 

(2) Leuchtmittel im Sinne dieses Ge- 
setzes sind 

1. elektrische Glühlampen, 

2. Entladungslampen, 

3. Brennstifte zu elektrischen Bogenlam- 
pen, 

4. Glühkörper zur Erhöhung der Leucht- 
kraft von Flammen, wenn sie nach Be- 
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Haftung, für den für die Bemessung der 
Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, für 
■die Fälligkeit und die Tilgung der Steuer- 
schuld und für das Steuerverfahren die 
Vorschriften für Zölle entsprechend. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 


6. § 12 Nr. 1 und 2 erhalten die folgende 
^ Fassung: 

„1. die Begriffe des § 3 zu erläutern, in 
den Freihäfen den Verbrauch von 
unversteuerten Zündwaren zu verbie- 
ten und andere Zollausschlüsse als die 
Freihäfen in das Erhebungsgebiet ein- 
zubeziehen, 

2. unverändert 


ACHTER ABSCHNITT 

Leuchtmittelsteuergesetz 

Das Leuchtmittelsteuergesetz in der Fas- 
sung vom 6. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1726): 

1. In § 1 erhalten die Absätze 1 und 2 fol- 
^ gende Fassung: 

(1) unverändert 


(2) Leuchtmittel Im Sinne dieses Ge- 
setzes sind 

1. elektrische Glühlampen, 

2. Entladungslampen, 

3. Brennstifte zu elektrischen Bogenlam- 
pen, 

4. Glühkörper zur Erhöhung der Leucht- 
kraft von Flammen, 
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schaffenheit und Zweck der Beleuchtung 
dienen/* 

2. In § 2 werden die Absatzbezeichnung 

^ „(1)“ und der Absatz 2 gestrichen. 

3. In § 3 

^ a) erhält die Überschrift folgende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“, 

b) wird der Absatz 3 gestrichen. 

4. In § 4 

a) werden in Absatz 1 Nr. 1 die Worte 
„der Kleinverkaufspreis, das ist der 
listenmäßig festgesetzte Preis“ ersetzt 
durch die Worte „der listenmäßige 
Kleinverkaufspreis des Herstellers^^ ; 

b) werden In Absatz 1 Nr. 2 die Worte 
„,das ist der listenmäßig festgesetzte 
Grundpreis“ gestrichen; 

c) werden in Absatz 1 Nr. 3 die Worte 
„listenmäßig festgesetzte“ ersetzt durch 
das Wort „listenmäßige“; 

d) wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Handelsnachlässe und sonstige 
Vergünstigungen, die dem Abnehmer 
gewährt werden, bleiben gegenüber 
dem Listenpreis, zu dem die Leucht- 
mittel im Handel an Einzelverbraucher 
abgegeben werden (Absatz 1 Nr. 1) 
außer Betracht.“; 

e) werden die bisherigen Absätze 2 und 3 
Absätze 3 und 4; 

f) werden in Absatz 3 (neu) die Worte 
„die Vorschrift im Absatz 1 gilt“ er- 
setzt durch die Worte „die Vorschriften 
in den Absätzen 1 und 2 gelten“. 

5. In § 6 werden die Absatzbezeichnung 

^ »(!)'' und der Absatz 2 gestrichen. 

6. In § 7 

♦ 

a) erhält der Absatz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die 
Steuer für die im Erhebungsgebiet her- 
gestellten Leuchtmittel bis zum fünf- 
zehnten Tag des dritten Monats zu 
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wenn sie nach Beschaffenheit und Zweck 
der Beleuchtung dienen.“ 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. In § 4 

♦ 

a) werden in Absatz 1 Nr. 1 die Worte 
„der Kleinverkaufspreis, das ist der 
listenmäßig festgesetzte Preis“ ersetzt 
durch die Worte „der listenmäßige 
Kleinverkaufspreis“ ; 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) wird der bisherige Absatz 2 Absatz 3; 

f) unverändert 


g) wird der bisherige Absatz 3 gestrichen. 

5. unverändert 

6. unverändert 
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entrichten, der auf den Monat folgt, In 
dem die Steuersdiuld entstanden Ist.“; 

b) wird der Absatz 2 gestrichen; 

c) wird der bisherige Absatz 3 Absatz 2. 

7. Nach § 7 wird folgender § 7 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 7a 

(1) Bel der Einfuhr von Leuchtmitteln 
In das Erhebungsgebiet gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgeben- 
den Zeitpunkt, für die Fälligkeit und die 
Tilgung der Steuerschuld und für das 
Steuerverfahren die Vorschriften für Zöl- 
le entsprechend. Zahlungsaufschub ist un- 
zulässig. 


(2) Leuchtmittel sind von der Steuer 
befreit, wenn sie unter Voraussetzungen 
in das Erhebungsgebiet eingeführt wer- 
den, unter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 
bis 38 des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht 
erhoben wird.“ 

8. In § 8 

a) erhält der Absatz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Leuchtmittel dürfen unversteu- 
ert unter Steueraufsicht 

1. ausgeführt werden, 

2. in einen anderen Herstellungsbetrieb 
verbracht werden, 

3. nach Einfuhr zur weiteren Bearbei- 
tung in einen Herstellungsbetrieb 
verbracht werden.“; 

b) werden In Absatz 2 Buchstabe a die 
Worte „ein Lumen“ durch „10 Lumen“ 
und in Absatz 2 Buchstabe b die Zahl 
„20“ durch die Zahl „42“ ersetzt; 

c) wird in Absatz 2 Buchstabe d am 
Schluß der Punkt durch ein Komma er- 
setzt und folgender neuer Buchstabe e 
eingefügt: 

„e) Spektralkohlen.“ 
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7. Nach § 7 wird folgender § 7 a neu ein- 

♦ gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 7a 

(1) Bei der Einfuhr von Leuchtmitteln 
in das Erhebungsgebiet gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für die persön- 
liche Haftung, für den für die Bemessung 
der Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für die Fälligkeit und die Tilgung der 
Steuerschuld und für das Steuerverfahren 
die Vorschriften für Zolle entsprechend. 
Zahlungsaufschub Ist unzulässig. 

(2) Der Steuerwert für eingeführte 
Leuchtmittel stimmt mit dem Steuerwert 
nach § 4 für gleichartige inländische Er- 
zeugnisse überein. 

(3) Leuchtmittel sind von der Steuer 
befreit, wenn sie unter Voraussetzungen 
in das Erhebungsgebiet eingeführt wer- 
den, unter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 
bis 38 des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht 
erhoben wird.“ 

8. In § 8 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) erhält Absatz 2 Buchstabe d die fol- 
gende Fassung: 

„d) Spektralkohlen.“ 
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9, Nach § 12 wird folgender § 13 neu ein- 
gefügt; 

„Durchführung 

§13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 Abs. 1 bis 3 und des 
§ 3 zu erläutern, in den Freihäfen den 
Verbrauch von unversteuerten Leucht- 
mitteln zu verbieten und Zollaus- 
schlüsse (§5 des Zollgcsetzes) in das 
Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. das Nähere über den Steuerwert (§ 4), 
die Steuererklärung (§ 6), die Entrich- 
tung der Steuer (§ 7), die Einfuhr 
(§ 7 a) und die Steuerbefreiungen (§ 8) 
anzuordnen sowie Bestimmungen über 
das anzuwendende Verfahren zu er- 
lassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsidit (§§ 10 und 11) zu erlas- 
sen und die in den §§ 191 und 192 der 
Reichsabgabenordnung vorgesehenen 
Bestimmungen zu treffen.“ 


NEUNTER ABSCHNITT 
Spielkartensteuergesetz 

Das Spielkartensteuergesetz in der Fassung 
vom 25. August 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1529): 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

^ „(1) Spielkarten, die im Geltungsbe- 

reich des Gesetzes zur Änderung von 
Verbrauchsteuergesetzen vom .... (Bun- 

desgesetzbl. I ) mit Ausnahme der 

Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, unterliegen einer Abgabe 
(Spielkartensteuer). Die Spielkartensteuer 
ist eine Verbrauchsteuer im Sinne der 
Reichsabgabenordnung.“ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
^ gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 4, die Absatzbezeichnung „(1)“ 
^ in § 4 und § 4 Abs. 2 werden gestrichen. 
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9. Nach § 12 wird folgender § 13 neu einge- 
♦ fügt: 

„Durchführung 
§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 Abs. 1 bis 3 und des 
§ 3 zu erläutern, in den Freihäfen den 
Verbrauch von unversteuerten Leucht- 
mitteln ZU ver'bieten und andere Zoll- 
ausschlüsse als die Freihäfen ln das 
Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. unverändert 


3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsiicht (§§ 10 und 11) zu erlas- 
sen und die in §§ 191 und 192 der 
Reichsabgabenordnung vorgesehenen 
Bestimmungen zu treffen.“ 


NEUNTER ABSCHNITT 

Spielkartensteuergesetz 

Das Spielkartensteuergesetz in der Fassung 
vom 25. August 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1529): 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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4. § 5 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Spielkarten gel- 
ten für die Entstehung der Steuerschuld, 
für die Person des Steuerschuldners, für 
den für die Bemessung der Steuerschuld 
maßgebenden Zeitpunkt, für die Fällig- 
keit und Tilgung der Steuerschuld und 
für das Steuerverfahren die Vorschriften 
für Zölle entsprechend. Zahlungsaufschub 
ist unzulässig. 

(2) Spielkarten sind von der Steuer be- 
freit, wenn sie unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt werden, 
unter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird.“ 

6. Nach § 12 wird folgender § 13 neu einge- 
fügt: 

„Durchführung 

§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 und des § 3 zu er- 
läutern, in den Freihäfen den Ver- 
brauch von unversteuerten Spielkarten 
zu verbieten und Zollausschlüsse (§5 
des Zollgesetzes) in das Erhebungsge- 
biet einzubeziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 4), die Entrichtung der Steuer (§ 5) 
und die Einfuhr (§ 5 a) anzuordnen so- 
wie Bestimmungen über das anzuwen- 
dende Verfahren zu erlassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsicht (§§ 8 und 9) zu erlassen 
und die in §§ 191 und 192 der Reichs- 
abgabenordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen zu treffen.“ 
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4. unverändert 


5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu einge- 
♦ fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in -das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Spielkarten gel- 
ten für idie Entstehung der Steuerschuld, 
für die Person des Steuerschuldners, für 
die persönliche Haftung, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgeben- 
den Zeitpunkt, für die Fälligkeit 
Tilgung der Steuerschuld und für das 
Steuerverfahren die Vorschriften für 
Zölle entsprechend. Zahlungisaufschub 
ist unzulässig. 

(2) unverändert 


6. Nach § 12 wird folgender § 13 neu einge- 
♦ fügt: 

„Durchführung 
§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 und des § 3 zu er- 
läutern, in den Freihäfen den Ver- 
brauch von unversteuerten Spielkarten 
zu verbieten und andere Zollaus- 
schlüsse als die Freihäfen in das Er- 
heb ungsg ebie t e inzub eziehen, 

2. u n V e r ä n d e r t 


3. u n V e r ä n d e r t 


4. das Nähere über die Verpackung und 
die Kennzeichnung der Spielkarten 
(§ 10) zu bestimmen.“ 
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ZEHNTER ABSCHNITT 
Süßstoffgesetz 

Das Süßstoffgesetz vom 1. Februar 1939 
(ReichsgesetzbL I S. 111) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. § 2 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Süßstoff, der im Geltungsbereich 
des Gesetzes zur Änderung von Ver- 
brauchsteuergesetzen vom .... (Bundes- 

gesetzbl. I ) mit Ausnahme der 

Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt wird, unterliegt einer Abgabe (Süß- 
stoff Steuer). Die Süßstoffsteuer ist eine 
Verbrauchsteuer im Sinne der Reichsab- 
gabenordnung.“ 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„Steuersätze 

S 3 

Die Steuer beträgt 

bei Benzoesäuresulfinid 37,50 DM 

bei Paraphenetolcarbamid 28, — DM 
für 1 Kilogramm reiner Süßstoff.“ 

3. Die Überschrift des § 4 erhält die fol- 
^ gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

4. § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 

♦ 

5. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 6a 

(1) Bei der Einfuhr von Süßstoff in das 
Erhebungsgebiet gelten für die Entste- 
hung der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemes- 
sung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung 
der Steuerschuld und für das Steuerver- 
fahren die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. Zahlungsaufschub ist unzu- 
lässig. 

(2) Süßstoff ist von der Steuer befreit, 
wenn er unter Voraussetzungen in das 
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ZEHNTER ABSCHNITT 
Süßstoffgesetz 

Das Süßstoffgesetz vom 1. Februar 1939 
(ReichsgesetzbL I S. 111) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 

5. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu einge- 
♦ fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erh^bungsgebiet 

§ 6 a 

(1) Bei der Einfuhr von Süßstoff in das 
Erhebungsgeibiet gelten für die Entste- 
hung der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für die persönliche Haf- 
tung, für den für die Bemessung der 
Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für idie Fälligkeit und die Tilgung der 
Steuerschuld und für das Steuerverfähren 
die Vorschriften für Zölle entsprechend. 
Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) unverändert 
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Erhebungsgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird." 

6. § 7 erhält die folgende Fassung: 

„Steuerbefreiung 

§ 7 

Süßstoff darf unversteuert unter Steu- 
eraufsicht 

1. ausgeführt werden, 

2. zur weiteren Verarbeitung und, soweit 
es sich um Proben handelt, zu Untersu- 
chungszwecken in einen Herstellungs- 
betrieb verbracht werden.“ 

7. Nach § 13 wird folgender § 13 a neu ein- 
gefügt: 

„Durchführung 
§ 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 4 zu erläutern, in den 
Freihäfen den Verbrauch von unver- 
steuertem Süßstoff zu verbieten und 
Zollaussdilüsse f j 5 des Zollgesetzes) in 
das Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 5), die Entrichtung der Steuer (§ 6), 
die Einfuhr (§ 6 a) und über die Steuer- 
befreiungen (§ 7) anzuordnen sowie Be- 
stimmungen über das anzuwendende 
Verfahren zu erlassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsicht (§§ 9 und 10) zu erlassen 
und die in §§ 191 und 192 der Reichs- 
abgabenordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen zu treffen.“ 

ELFTER ABSCHNITT 
Mineralölsteuergesetz 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Mai 

1953 (Bundesgesetzbl. I S. 234) In der zur 

Zeit geltenden Fassung: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Mineralöl, das im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes mit Ausnahme der 


6. unverändert 


7. Nach § 13 wird folgender § 13 a neu ein- 
^ gefügt: 

„Durchführung 
§ 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, 'durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 4 zu erläutern. In den 
Freihäfen den Verbrauch von unver- 
steuertem Süßstoff zu verbieten und 
andere Zollausschlüsse als die Freihäfen 
In das Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. unverändert 


3. unverändert 


ELFTER ABSCHNITT 
Mineralölsteuergesetz 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Mai 
1953 (Bundesgesetz^bl. I S. 234) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. unverändert 
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Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) her- 
gestellt oder in das Erhebungsgebiet 
eingeführt wird, unterliegt einer Abga- 
be (Mineralölsteuer). Die Mineralöl- 
stcuer ist eine Verbrauchsteuer im Sin- 
ne der Reichsabgabenordnung.“; 

b) dem Absatz 2 wird der folgende Satz 
angefügt: 

„Zolltarif im Sinne dieses Gesetzes sind 
der Zolltarif und die zu seiner Durch- 
führung erlassenen Rechtsvorschriften.“ 

2. § 3 erhält die folgende Überschrift: 

♦ 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 3 wird gestrichen. 

♦ 

4. § 7 erhält die folgende Fassung: 

4 7 

Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

(1) Bei der Einfuhr von Mineralöl in 
das Erhebungsgebiet gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für den für die Be- 
messung der Steuerschuld maßgebenden 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit, den Zah- 
lungsaufschub, die Tilgung der Steuer- 
schuld und das Steuer verfahren die Vor- 
schriften für Zölle entsprechend. Dies gilt 
auch für Mineralöl, das aus dem freien 
Verkehr des Zollgebiets zu einem Zollver- 
kehr abgefertigt oder in eine Freizone 
gcbradit wird. 

(2) Mineralöl ist von der Steuer be- 
freit, wenn es unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt wird, 
unter denen nadi § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird. 

(3) Durch Rechtsverordnung können 
ein vom Absatz 1 abweichendes Verfah- 
ren angeordnet und die Fälligkeit, der 
Zahlungsaufschub sowie die Tilgung der 
Steuerschuld wie für im Erhebungsgebiet 
hergestelltes Mineralöl geregelt werden, 
soweit dies zur Anpassung an die Behand- 
lung des im Erhebungsgebiet hergestell- 
ten Mineralöls und zur Berücksichtigung 
besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich Ist.“ 
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2. unverändert 


3. unverändert 

4. § 7 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

4 7 

Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

(1) Bei der Einfuhr von Mineralöl in 
das Erhebungsigebiet gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für die persönliche 
Haftung, für den für die Bemessung der 
Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, für 
die Fälligkeit, den Zahlungsaufschub, die 
Tilgung der Steuerschuld und das Steuer- 
verfahren die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. Dies gilt auch für Mineralöl, 
das aus dem freien Verkehr des Zollge- 
biets zu einem Zollverkehr abgefertigt 
oder in eine Freizone gelbracht wird. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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5. In § 12 Abs. 1 werden die Worte „ver- 
wenden wie in § 8 Abs. 1 Nr. 4 für Mine- 
ralöle vorgesehen“ ersetzt durch „unter 
Voraussetzungen verwenden, unter denen 
auf Grund von § 8 Abs. 1 oder 3 Mine- 
ralöl unversteuert verwendet werden 
darf“. 
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5. In § 12 Abs. 1 werden die Worte „unter 
^ den gleidien Voraussetzungen verwen- 
den wie in § 8 Abs. 1 Nr. 4 für Mineral- 
öle vorgesehen“ ersetzt durch „unter 
Voraussetzungen verwenden, unter denen 
auf Grund von § 8 Abs. 1 oder 3 Mine- 
ralöl unversteuert verwendet werden 
darf“. 


ZWÖLFTER ABSCHNITT 
Tabaksteuergesetz 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 169) in der zur Zeit 
geltenden Fassung: 

1. In § 14 Abs. 1 ist hinter dem Beist ridi 
nach dem Wort „Steuerschuldners“ ein- 
zufügen „für die persönliche Haltung,“. 

2. In § 25 Abs. 4 ist hinter dem zweiten 
Satz der folgende Satz einzufügen: 

„Als Kleinhandel gilt nicht die Abgabe 
von Tabakerzeugnissen an Organe des 
Bundes und der Länder, soweit diese die 
Erzeugnisse zur Durchführung öffent- 
lich-rechtlicher Aufgaben im großen be- 
ziehen.“ 

Artikel 1 a 

Bis zum Inkrafttreten des Tabaks teuer ge- 
setzes im Saarland gelten für die Einfuhr von 
Tabakerzeugnissen saarländischer Herstellung 
in das übrige Bundesgebiet die folgenden 
Übergangsbestimmungen: 

1. Die Steuersätze der Steuerklasse Abtei- 
lung B Nummer 1 und Abteilung C 
Nummern 1 bis 4 des § 3 des Tabak- 
steuergesetzes gelten auch für Tabak- 
erzeugnisse, die an Stelle des Inlands- 
tabaks Tabak enthalten, der im Saarland, 
in Frankreich oder in Algerien erzeugt 
worden ist. 

2. die Steuerermäßigung nach Absatz 1 und 
die Berechtigungen aus den Absätzen 2 
und 3 des § 4 des Tabaksteuergesetzes 
stehen auch den Herstellern zu, deren 
Herstellungsbetrieb im Saarland liegt und 
am 1. Januar 1957 betriebsfertig war. § 4 
Abs. 4 des Tabaksteuergesetzes gilt ent- 
sprechend. 
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Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut der in Artikel 1 ge- 
nannten Verbrauchsteuergesetze in der sich 
durch das vorliegende Gesetz ergebenden 
Fassung mit neuem Datum, unter neuen 
Übersdiriften und in neuer Paragraphenfolge 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkei- 
ten des Wortlauts zu beseitigen sowie über- 
holte Begriffe den veränderten staatsrecht- 
lichen Verhältnissen anzupassen» 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Recht sverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


3. Der Bundesminister der Finanzen kann 
die Zahlungsfrist für die Bezahlung der 
Steuerzeichen (§12 des Tabaksteuergeset- 
zes), die saarländische Hersteller bei der 
Einfuhr ihrer Tabakerzeugnisse in das 
übrige Bundesgebiet beziehen, auf An- 
trag um höchstens fünf Monate ver- 
längern. 

A r t i k e 1 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 

Artikel 5 
unverändert 
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